
die Richtlinie 2000/78/EG ( 2 ), insbesondere Art. 3 Abs. 
1 und Art. 5, so auszulegen, dass eine Diskriminierung 
wegen einer Behinderung vorliegt, wenn einer Frau, die 
an einer Behinderung leidet, aufgrund deren sie nicht 
gebären kann, deren genetisches Kind im Rahmen einer 
Ersatzmuttervereinbarung geboren wurde und die seit 
der Geburt die Sorge für ihr genetisches Kind ausübt, 
ein dem Mutterschaftsurlaub und/oder Adoptionsurlaub 
entsprechender bezahlter Urlaub verweigert wird? 

( 1 ) Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2006 Verwirklichung des Grundsatzes der Chancen­
gleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Ar­
beits- und Beschäftigungsfragen (ABl. L 204, S. 23). 

( 2 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16). 
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Vorlagefragen 

1. Ist Art. 11 Abs. 9 und 10 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
384/1996 ( 1 ) des Rates vom 22. Dezember 1995 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäi­
schen Gemeinschaft gehörenden Ländern (jetzt Verordnung 
[EG] Nr. 1225/2009 ( 2 ) des Rates) in Verbindung mit Art. 2 
Abs. 8 und 9 dieser Verordnung dahin auszulegen, dass, 
wenn keine Änderung der Umstände im Sinne von Art. 
11 Abs. 9 belegt worden ist, diese Vorschriften Vorrang 
vor jeglichen impliziten Befugnissen der Organe aus Art. 
11 Abs. 3 der Grundverordnung bei der Bestimmung des 
Ausfuhrpreises haben, einschließlich — wie im Fall der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1279/2007 ( 3 ) des Rates — der impliziten 

Befugnis der Organe, die Zuverlässigkeit der Ausfuhrpreise 
von Severstal-Metiz für die Zukunft zu beurteilen, indem sie 
einen Vergleich mit den Mindestpreisen gemäß der Preisver­
pflichtung und den Verkaufspreisen in Drittländern vorneh­
men? Wirkt es sich auf die Beantwortung dieser Frage aus, 
wenn wie im Fall von Severstal-Metiz und der Verordnung 
(EG) Nr. 1279/2007 des Rates die Organe bei der Ausübung 
ihrer Befugnisse im Zusammenhang mit der Beurteilung der 
Dauerhaftigkeit der Änderung der Umstände hinsichtlich des 
Vorliegens von Dumping gemäß Art. 11 Abs. 3 der Grund­
verordnung beschließen, die Antidumpingmaßnahme zu än­
dern (den Zollsatz zu reduzieren)? 

2. Folgt aus der Antwort auf die erste Frage, dass unter den 
Umständen, die in dem die Bestimmung des Ausfuhrpreises 
von Severstal-Metiz betreffenden Teil der Verordnung (EG) 
Nr. 1279/2007 des Rates beschrieben sind, und angesichts 
dessen, dass in dieser Verordnung nicht ausdrücklich eine 
Änderung im Sinne von Art. 11 Abs. 9 der Grundverord­
nung belegt worden ist, die die Anwendung einer neuen 
Methodik rechtfertigen würde, die Kommission diejenige 
Methodik zur Bestimmung des Ausfuhrpreises hätte anwen­
den müssen, die im Rahmen der ursprünglichen Unter­
suchung angewandt worden war, im vorliegenden Fall ge­
mäß Art. 2 Abs. 8 der Grundverordnung? 

3. Mit Rücksicht auf die Antworten auf die erste und die 
zweite Frage: Ist die Verordnung (EG) Nr. 1279/2007 des 
Rates in dem Teil, der die Bestimmung und Auferlegung der 
individuellen Antidumpingmaßnahmen in Bezug auf die 
Einfuhr von Seilen und Kabeln aus Stahl, die von Sever­
stal-Metiz hergestellt worden sind, betrifft, unter Verstoß 
gegen Art. 11 Abs. 9 und 10 in Verbindung mit Art. 2 
Abs. 8 der Grundverordnung bzw. auf einer ungültigen 
Rechtsgrundlage erlassen worden und als solche in diesem 
Teil als ungültig anzusehen? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember 1995 
über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäi­
schen Gemeinschaft gehörenden Ländern (ABl. 1996, L 56, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 
2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur 
Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (ABl. L 343, S. 51). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 1279/2007 des Rates vom 30. Oktober 2007 
zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf bestimmte 
Kabel und Seile aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in der Russischen 
Föderation und zur Aufhebung der Antidumpingmaßnahmen gegen­
über den Einfuhren bestimmter Kabel und Seile aus Eisen oder Stahl 
mit Ursprung in Thailand und der Türkei (ABl. L 285, S. 1).
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